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Satzung der naeb nationale anti-EEG-Bewegung 

Beschlossen durch die Gründungsversammlung am 16.05.2009;und Beschluß der Überarbeitung in der Vor-

standssitzung am 7.11.2009 Betreffend § 2, Abs. 2 und 3, § 11 

§ 1 Name und Sitz des Vereins 

Der Verein führt den Namen naeb „nationale anti-EEG-Bewegung e.V.“ und hat seinen Sitz in Berlin. Er soll im 
Vereinsregister beim Amtsgericht Charlottenburg eingetragen werden. 

§ 2 Ziel und Zweck 

(1) Der Verein ist eine Vereinigung von natürlichen und juristischen Personen, die durch ihren Beitritt die 
Ziele und die nachstehenden Paragraphen anerkennen. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung, konkret gemäß § 52 (2) Nr. 16 AO – Förderung von 
Verbraucherberatung und Verbraucherschutz (siehe Punkt 3). Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Vereinsziel ist die Förderung der Wissensvermittlung an Energie-Verbraucher im Bereich der Energie-
gewinnung, Energieweiterleitung und Energieverwertung insbesondere unter dem Gesichtspunkt der E-
nergiekosten und im Hinblick auf die Verwendung erneuerbarer Energien sowie die Aufklärung der 
Verbraucher über die Intentionen der in diesem Markt kommerziell tätigen Unternehmen. Dieses Ziel steht 
vor dem Hintergrund, dass überhöhte Stromkosten eine wesentliche Beeinträchtigung der Lebensqualität 
insbesondere der Bürger mit geringerem Einkommen darstellt. 

(4) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

1. Durchführen wissenschaftlicher Veranstaltungen, 

2. Durchführen von Informations- und Beratungsveranstaltungen für Energieverbraucher, 

3. Sammeln, aufbereiten und weitergeben von Informationen an Mitglieder, interessierte Bürger, politische 
Entscheidungsträger sowie andere Körperschaften und Vereinigungen, 

4. Anregungen an die Kommunal- und Landesverwaltungen sowie deren Verbänden und andere 
Körperschaften und Vereinigungen zugunsten des Vereinsziels geben, 

5. Aufklären der Öffentlichkeit über die Auswirkungen politischer Entscheidungen und Gesetze im Energiebe-
reich auf die Allgemeinheit. 

(5) Die Betätigung des Vereins durch die vertretungsberechtigten Mitglieder erfolgt ausschließlich im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung.  

(6) Der Verein löst sich auf, wenn der Beirat gemeinsam mit dem Vorstand das Vereinsziel als dauerhaft 
erreicht ansieht und dieses in einem Protokoll einer zu diesem Zwecke einberufenen gemeinsamen Bei-
rats-/Vorstandssitzung festhält. (Siehe § 11 Auflösung des Vereins)  

§ 3 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied kann jede natürliche (ab dem 16. Lebensjahr an) oder juristische Person (Vereine, Firmen 
und Körperschaften) werden. Mitglieder müssen die Gewähr dafür bieten, sich zu den in § 2 genannten 
Zielen zu bekennen. Juristische Personen werden durch Ihren gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vertre-
ter vertreten, sie haben jeweils nur eine Stimme. 

(2) Die Mitgliedschaft gliedert sich in: 

- Aktive Mitglieder (Typ A), 

- Mitglieder des Beirates (Typ B) und in 

- Fördernde Mitglieder (Typ C). 

(3) Im Einzelnen ist die Mitgliedschaft wie folgt geregelt: 
1. Aufnahme 
a) Die Beitrittsbereitschaft wird durch schriftlichen Antrag bekundet. Über die Aufnahme entscheidet der ge-
schäftsführende Vorstand. Der Beschluss wird dem Beitrittswilligen per Email per Brief oder per Fax mitgeteilt. 

b) Zusätzlich ist für Mitglieder des Beirates (Typ B) die Fürsprache zweier Beiratsmitglieder erforderlich.  

c) Die Mitgliedschaft als Förderndes Mitglied (Typ C) wird erlangt durch Zahlung einer einmaligen Spende 
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von mindestens 2 Jahresbeiträgen. Weitere Beiträge sind nicht festgesetzt aber ausdrücklich erwünscht. 

2. Änderung des Mitgliederstatus 
a) Die Mitgliedschaft als Beiratsmitglied verändert sich jeweils zum Geschäftsjahreswechsel in eine Mitglied-
schaft als Aktives Mitglied bei unvollständiger Erfüllung der Kriterien gemäß § 6 Abs. 1 Satz 3 und 4. Dies wird 
dem Beiratsmitglied schriftlich 6 Wochen vor dem Geschäftsjahreswechsel mitgeteilt. Eine erneute Fürsprache 
zweier Beiratsmitglieder zur Wiedererlangung der Beiratsmitgliedschaft ist zulässig.  

b) Auf Antrag eines Beiratsmitgliedes kann der Beirat einem anderen seiner Mitglieder mit der Mehrheit aller 
Beiratsmitglieder in geheimer Abstimmung den Status des Beiratsmitgliedes aberkennen. 

c) Ein Beiratsmitglied kann freiwillig auf den Status als Mitglied des Beirates verzichten, es erhält damit automa-
tisch den Status eines Aktiven Mitgliedes. 

3. Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft 
a) Die Mitgliedschaft beginnt am 1. Januar des Jahres des Aufnahmebeschlusses des geschäftsführenden Vor-
standes über den Aufnahmeantrag. Die Mitgliedschaft gilt zeitlich unbegrenzt bis zum Eintreten der Erreichung 
des Vereinsziels. Sie endet ggf. vorher durch Austritt, durch Tod oder Ausschluss des Mitgliedes oder Liquidie-
rung der juristischen Person. 

b) Der Austritt kann jeweils zum Ende eines Kalenderjahres erfolgen und muss schriftlich dem Verein 
spätestens bis zum 30. 9. des Austrittsjahres mitgeteilt werden. 

4. Pflichten 
Das Mitglied ist verpflichtet, sich aktiv für das Erreichen der Vereinsziele einzusetzen, die Satzung einzuhal-
ten und die Mitgliedsbeiträge zu entrichten. 

5. Rechte 
Jedes Mitglied hat das Recht an den Vereinsveranstaltungen teilzunehmen, ausgenommen den Beiratssitzun-
gen. Vorschlags-, Antrags- und Stimmrecht haben Aktive Mitglieder und die Mitglieder des Beirates. Fördernde 
Mitglieder haben kein Vorschlags-, Antrags- oder Stimmrecht. 
Zur Unterstützung von Aktivitäten, die die Ziele des Vereins fördern, haben die Gliederungen des Vereins 
das Recht, Beiratsmitglieder z.B. für Vorträge anzufordern. Dies erfolgt nach Terminabstimmung und 
unter Erstattung der Reisekosten der Beiratsmitglieder. 

6. Vereinsausschluss 
Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es das Ansehen des Vereins schädigt, 
den Vereinszielen zuwider handelt oder seinen Verpflichtungen nachweislich nicht nachkommt. 

§ 4 Organe des Vereins  

(1) Die Organe des Vereins sind:  
die Mitglieder(voll)versammlung, (Vereinsvorsitzender) 
der Beirat  (Beiratsältester) sowie 
der Vorstand. (Vereinsvorsitzender) 

(2) Die Organe sind unabhängig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn sie unter 
Einhaltung der satzungsmäßigen Ladungsfrist einberufen wurden und mindestens drei stimmberechtigte Mit-
glieder des jeweiligen Organs anwesend sind.  

(3) Die Sitzungen der Organe werden durch den jeweiligen Vorsitzenden "()" unter Angabe der geplanten Ta-
gesordnung mindestens 14 Tage vorher (Ladungsfrist) eingeladen. Die Einladung muss Ort, Datum und Uhr-
zeit sowie die Tagesordnung der Versammlung enthalten. Die Zustellung per Email ist zulässig.  

(4) Die abschließend wirksamen Beschlüsse der Vereinsorgane sind vom Vorsitzenden und vom Beiratsältesten 
zu unterzeichnen. 

§ 5 Mitgliederversammlungen 
(1) Der Mitgliederversammlung ist zuständig für: 
- die Entgegennahme des Jahresberichts einschließlich des Kassenberichtes 
- die Entgegennahme des Berichts über die Rechnungsprüfung 
- die Entlastung und Neuwahl des Vorstands 
- die Wahl der 2 Kassenprüfer 
- die Änderung der Satzung 

(2) Die Mitgliedervollversammlung ist die Mitgliederversammlung, zu der mindestens 2/3 der stimmberechtig-
ten Mitglieder erschienen sind.  

(4) In jedem Kalenderjahr ist mindestens eine Jahres-Mitgliederversammlung durchzuführen. Außeror-
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dentliche Mitgliederversammlungen sind durch den Vorsitzenden einzuberufen, wenn: 
1. der Vorstand dies mit zwei Drittel-Mehrheit beschließt, 
2. der Beirat dies mit einfacher Mehrheit beschließt oder 
3. ein Drittel der Mitglieder Typ A und Typ B dies unter Angabe des Zwecks und der Gründe oder der 
geforderten Tagesordnung schriftlich beim Vorstand verlangen. 

(5) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, in dessen Abwesenheit vom stellvertretenden Vorsitzen-
den oder in beider Abwesenheit von einem anderen Mitglied des Vorstandes geleitet. Beschlüsse werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen 
und ungültige Stimmen zählen für die Feststellung der Beschlussfähigkeit mit, jedoch nicht für die Ermittlung 
der Mehrheit.  

(6) Über jede Versammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und von dem Protokoll-
führer zu unterschreiben ist. Das Protokoll wird auf der nächsten Mitgliederversammlung zur Genehmigung 
vorgelegt. 

§ 6 Beirat 

(1) Der Beirat ist das zentrale Entscheidungsorgan des Vereins. Er wählt jährlich einen Beiratsältesten und 
einen Vertreter mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder in einer der wenigstens 3 jährlich stattfin-
denden Beiratssitzungen. Eine Mindestpräsenz von 2 Sitzungen je Jahr ist erforderlich für den Erhalt des 
Status als Mitglied des Beirates. Der Vorstand kann weitere Bestimmungen für den Erhalt dieses Status er-
lassen und Ausnahmen zulassen. 

(2) Der Beirat entscheidet alle strategischen Inhalte des Vereins. Die Mitgliedschaft im Beirat des Vereins 
darf durch den Verein und seine Mitglieder öffentlich bekannt gegeben werden.  

(3) Der Beirat hat bei allen Mitgliederversammlungen ein Vetorecht. Der Beirat muss das Einlegen des 
Vetos gegen Entscheidungen der Mitgliederversammlung innerhalb von 14 Tagen nach deren Beschluss-
fassung per Beschluss feststellen. Dies ist den Mitgliedern unverzüglich schriftlich oder per E-Mail mitzutei-
len. Durch das Veto verliert der Beschluss seine Wirksamkeit. In der nächsten Mitgliederversammlung, die 
als Mitgliedervollversammlung durchzuführen ist, muss dieser Beschluss erneut zur Abstimmung gestellt 
werden. Sofern der mit Veto behaftete Beschluss auf dieser Mitgliedervollversammlung mit einer Mehrheit 
von 3/4 der stimmberechtigten Mitglieder erneut beschlossen wurde, ist der Beschluss abschließend wirk-
sam, anderenfalls ist der Beschluss endgültig abgelehnt. 

(4) Der Beirat entscheidet mit 2/3-Mehrheit nach schriftlicher Einberufung unter Benennung der Tagesord-
nung über den Ausschluss eines Vereinsmitgliedes 

§ 7 Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus 
dem Vorsitzenden, 
dem stellvertretenden Vorsitzenden, 
dem Beiratsältesten, 
dem Kassierer, 
dem Schriftführer und 
dem Pressesprecher. 
Eine Personalunion des Beiratsältesten, des Schriftführers sowie des Pressesprechers mit einer anderen Vor-
standsfunktion ist möglich, bei den anderen Ämtern ist dieses nicht möglich. Die Verteilung der Aufgaben, so-
weit nicht in dieser Satzung geregelt, obliegt einer Regelung durch den Vorsitzenden. 

(2) Der Vorstand wird aus den Mitgliedern des Beirates für die Dauer von 2 Jahren durch die hierzu stimmbe-
rechtigten Mitglieder in einer Jahres-Mitgliederversammlung in folgender Reihenfolge gewählt: 

1. Vorsitzender,  
2. stellvertretender Vorsitzender, 
3. Kassierer, 
4. Schriftführer, 
5. Pressesprecher. 

Eine Wiederwahl ist zulässig. Vorzeitig ausscheidende Mitglieder sind in der nächsten Mitgliederversammlung 
durch Ergänzungswahl zu ersetzen, die Amtszeit der durch Ergänzungswahl gewählten Vorstandsmitglieder 
endet mit der nächsten regulären Vorstandswahl. 

(3) Der Vereinsvorstand benennt einen ständigen Vertreter zur Politik und ggf. dessen Stellvertreter. Dieser ist 
über Kontakte mit Abgeordneten/Regierungs-Mitgliedern am Standort Berlin informiert zu halten. 

(4) Der Geschäftsführende Vorstand (Vorstand im Sinne des § 26 BGB) besteht aus dem Vorsitzenden, dem 



 

 

4
Satzung der NAEB  Seiten 4 von 4 

 Stand 15.05.2009 / 1 

stellvertretenden Vorsitzenden und dem Kassierer. Er vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 

(5) Der Vorstand ist berechtigt, im Zuge der Anmeldung ins Vereinsregister und der Zuerkennung der Gemein-
nützigkeit notwendige Änderungen der Satzung zu beschließen, sofern das Vereinsziel nicht berührt ist. Der 
Verein wird im Vereinsregister des zuständigen Amtsgerichtes eingetragen. Dieser Absatz entfällt mit der Ein-
tragung in das Vereinsregister und mit der Anerkennung als gemeinnütziger Verein. 

§ 8 Satzungsänderung 

Für Satzungsänderungen, die nur unter dem in der Einladung ausgewiesenem TOP behandelt werden dürfen, 
ist eine Zweidrittelmehrheit der in der Versammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beirat hat ein 
Vetorecht. 

§ 9 Mitgliedsbeitrag 

(1) Der Mitgliedsbeitrag ist jährlich im Voraus zu entrichten. Die Zahlung erfolgt bei Aktiven Mitgliedern und 
den Beiratsmitgliedern über Bankeinzug. 

(2) Die Höhe des Beitrages beträgt zum Zeitpunkt der Vereinsgründung 40 Euro/Jahr. Die Höhe des Beitrags 
der fördernden Mitglieder regelt § 3 Abs.3 Nr.1 c). Änderungen bedürfen der Zustimmung des Beirates. 

(3) Mitgliedsbeiträge dürfen nur zur Erfüllung der satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des 
Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Zu vergütende Tätig-
keiten sowie deren Erstattungssätze werden als Vorstandsbeschluss festgelegt. 

§ 10 Kassenverwaltung 
Sämtliche Mitgliedsbeiträge und das Vereinsvermögen werden vom Kassierer verwaltet. Er hat über die Ein-
nahmen und Ausgaben Buch zu führen. Die Kasse ist vor jeder Mitglieder-Jahres-Versammlung von zwei Kas-
senprüfern zu prüfen. Sie werden für die Dauer von 2 Jahr mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder 
auf der Mitglieder-Jahres-Versammlung gewählt. 

§ 11 Auflösung des Vereins 

Die Auflösung des Vereins wird bei Erreichung des endgültigen Vereinsziels durch den Beirat beschlossen, 
sofern Beirat und Vorstand die Ziele gemäß § 2 Abs. 5 als erreicht ansehen. 
Außerdem kann eine zu diesem Zwecke einberufene Mitgliederversammlung mit 2/3-Mehrheit unter Berück-
sichtigung eines einfachen Vetorechtes des Beirates die Auflösung beschließen. 
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt sein Vermögen an eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für Auf-
gaben und Ziele gemäß § 52 (2) Nr. 16 AO – Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz. 

§ 12 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des Vereins ist identisch mit dem Kalenderjahr 

 

Unterzeichnende Vorstandsmitglieder: 
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